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An das 

Bundesministerium für 
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Ddum: ,4. SEP.1984 J I 
V:_~!e i It -:1'f!t.~-P.~~~-PL-li.~.-__ :-J 

Betreff: Entwurf eines Abgabenänderungsgesetzes 1984; 
Stellungnahme 

Zu Zahl 06 0102/8-IV/6/84 vom 25. Juli 1984 

. 
Zum übersandten Entwurf eines Abgabenänderungsgesetzes 1984 

wird folgende Stellungnahme abgegeben: 

Das Inkrafttreten eines dem Entwurf entsprechenden Ge­

setzes wird mit finanziellen Ausfällen (e~wa 450 bis 550 

Mio. Schilling pro Jahr) verbunden sein, die auch das 

Aufkommen an gemeinschaftlichen Bundesabgaben sehr er­

heblich beeinflussen. Eine genaue Aufgliederung der 

präliminierten Ausfälle auf die einzelnen Abgaben ist den 

Erläuterungen zum Gesetzentwurf nicht zu entnehmen. 

Für die Gemeinden sind Einnahmenausfälle an Einkommens-

steuer, Gewerbesteuer und Umsatzsteuer zu erwarten, wobei 

die Erstreckung der Verlustvortragsmöglichkeit von fünf 

Jahren auf sieben Jahre sowie die Anhebung der Lohnsummen­

steuerfreigrenze und des Lohnsummensteuerfreibetrages die 

bedeutendsten Auswirkungen nach sich ziehen werden. Das 

Aufkommen an Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag und nach 

dem Gewerbekapital sowie das Aufkommen an Gewerbesteuer 

nach der Lohnsumme dürfte dadurch erheblich verringert 

w·e r de n. 
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Eine abschließende Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf kann 

auf Grund der zur Verfügung gestellten Unterlagen nicht 

abgegeben werden. 

Es wird daher um die Übermittlung detaillierter Berech­

nungen über die finanziellen Auswirkungen des Gesetzent­

wurfes gebeten. 

Außer Zweifel steht allerdings, daß durch diese steuer­

politischen Maßnahmen für die Länder und die Gemeinden 

ein erheblicher Ausfall an Steuern verbunden sein wird, 

sodaß die Aufnahme von Verhandlungen im Sinne des § 5 des 

Finanzausgleichsgesetzes 1979, BGBl.Nr. 673. verlangt wird. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter einern 

dem Präsidium des Nationalrates zugeleitet. 

Für die Landesregierung: 

Dr. Z e bis c h 

1'.;'5 ehr i ftl i eh 
Landesamtsdirektorstellvertreter 

An alle Ämter der Landesregierungen 

gesondert an die Verbindungsstelle der Bundesländer 
beim Amt der Niederösterr. Landesregierung, Wien 

an das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, Wien 

an das Präsidium des Nationalrates, Wien, 25 Ausfertigungen 

an alle National- und Bundesräte in Tirol 

zur gefl. Kenntnisnahme. 

F .,:;; • d • A • : 
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Für die Landesregierung: 

Dr. Z e bis c h 

Landesamtsdirektorstellvertreter 
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